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XIV. Strafgesetzbuch (StGB) [Auszug] 

Strafgesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. November 1998 (BGBl. I S. 
3322), das durch Artikel 1 des Gesetzes vom 4. November 2016 (BGBl. I S. 2460) geändert 
worden ist. 
Stand: Neugefasst durch Bek. v. 13.11.1998 I 3322 
[…] 
 

Fünfzehnter Abschnitt 
Verletzung des persönlichen Lebens- und Geheimbereichs 

§ 201 Verletzung der Vertraulichkeit des Wortes 
(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, 
wer unbefugt 
1. das nichtöffentlich gesprochene Wort eines anderen auf einen Tonträger 

aufnimmt oder 
2. eine so hergestellte Aufnahme gebraucht oder einem Dritten zugänglich 

macht. 
(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt 
1. das nicht zu seiner Kenntnis bestimmte nichtöffentlich gesprochene Wort 

eines anderen mit einem Abhörgerät abhört oder 
2. das nach Absatz 1 Nr. 1 aufgenommene oder nach Absatz 2 Nr. 1 abgehörte 

nichtöffentlich gesprochene Wort eines anderen im Wortlaut oder seinem 
wesentlichen Inhalt nach öffentlich mitteilt. 

Die Tat nach Satz 1 Nr. 2 ist nur strafbar, wenn die öffentliche Mitteilung geeig-
net ist, berechtigte Interessen eines anderen zu beeinträchtigen. Sie ist nicht 
rechtswidrig, wenn die öffentliche Mitteilung zur Wahrnehmung überragender 
öffentlicher Interessen gemacht wird. 
(3) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, 
wer als Amtsträger oder als für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter 
die Vertraulichkeit des Wortes verletzt (Absätze 1 und 2). 
(4) Der Versuch ist strafbar. 
(5) Die Tonträger und Abhörgeräte, die der Täter oder Teilnehmer verwendet 
hat, können eingezogen werden. § 74a ist anzuwenden. 

§ 201a Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbereichs durch Bild-
aufnahmen 
(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, 
wer- 
1. von einer anderen Person, die sich in einer Wohnung oder einem gegen 

Einblick besonders geschützten Raum befindet, unbefugt eine Bildaufnah-
me herstellt oder überträgt und dadurch den höchstpersönlichen Lebensbe-
reich der abgebildeten Person verletzt, 

2. eine Bildaufnahme, die die Hilflosigkeit einer anderen Person zur Schau 
stellt, unbefugt herstellt oder überträgt und dadurch den höchstpersönli-
chen Lebensbereich der abgebildeten Person verletzt, 

3. eine durch eine Tat nach den Nummern 1 oder 2 hergestellte Bildaufnahme 
gebraucht oder einer dritten Person zugänglich macht oder 

4. eine befugt hergestellte Bildaufnahme der in den Nummern 1 oder 2 be-
zeichneten Art wissentlich unbefugt einer dritten Person zugänglich macht 
und dadurch den höchstpersönlichen Lebensbereich der abgebildeten Per-
son verletzt. 
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(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt von einer anderen Person eine Bild-
aufnahme, die geeignet ist, dem Ansehen der abgebildeten Person erheblich zu 
schaden, einer dritten Person zugänglich macht. 
(3) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, 
wer eine Bildaufnahme, die die Nacktheit einer anderen Person unter achtzehn 
Jahren zum Gegenstand hat, 
1. herstellt oder anbietet, um sie einer dritten Person gegen Entgelt zu ver-

schaffen, oder 
2. sich oder einer dritten Person gegen Entgelt verschafft. 
(4) Absatz 1 Nummer 2, auch in Verbindung mit Absatz 1 Nummer 3 oder 
Nummer 4, Absatz 2 und 3 gelten nicht für Handlungen, die in Wahrnehmung 
überwiegender berechtigter Interessen erfolgen, namentlich der Kunst oder der 
Wissenschaft, der Forschung oder der Lehre, der Berichterstattung über Vor-
gänge des Zeitgeschehens oder der Geschichte oder ähnlichen Zwecken dienen. 
(5) Die Bildträger sowie Bildaufnahmegeräte oder andere technische Mittel, 
die der Täter oder Teilnehmer verwendet hat, können eingezogen werden. § 74a 
ist anzuwenden. 
[…] 
 

Neunzehnter Abschnitt 
Diebstahl und Unterschlagung 

§ 242 Diebstahl 
(1) Wer eine fremde bewegliche Sache einem anderen in der Absicht weg-
nimmt, die Sache sich oder einem Dritten rechtswidrig zuzueignen, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Der Versuch ist strafbar. 

§ 243 Besonders schwerer Fall des Diebstahls 
(1) In besonders schweren Fällen wird der Diebstahl mit Freiheitsstrafe von 
drei Monaten bis zu zehn Jahren bestraft. Ein besonders schwerer Fall liegt in 
der Regel vor, wenn der Täter 
1. zur Ausführung der Tat in ein Gebäude, einen Dienst- oder Geschäftsraum 

oder in einen anderen umschlossenen Raum einbricht, einsteigt, mit einem 
falschen Schlüssel oder einem anderen nicht zur ordnungsmäßigen Öff-
nung bestimmten Werkzeug eindringt oder sich in dem Raum verborgen 
hält, 

2. eine Sache stiehlt, die durch ein verschlossenes Behältnis oder eine andere 
Schutzvorrichtung gegen Wegnahme besonders gesichert ist, 

3. gewerbsmäßig stiehlt, 
4. aus einer Kirche oder einem anderen der Religionsausübung dienenden 

Gebäude oder Raum eine Sache stiehlt, die dem Gottesdienst gewidmet ist 
oder der religiösen Verehrung dient, 

5. eine Sache von Bedeutung für Wissenschaft, Kunst oder Geschichte oder 
für die technische Entwicklung stiehlt, die sich in einer allgemein zugängli-
chen Sammlung befindet oder öffentlich ausgestellt ist, 

6. stiehlt, indem er die Hilflosigkeit einer anderen Person, einen Unglücksfall 
oder eine gemeine Gefahr ausnutzt oder 

7. eine Handfeuerwaffe, zu deren Erwerb es nach dem Waffengesetz der 
Erlaubnis bedarf, ein Maschinengewehr, eine Maschinenpistole, ein voll- 
oder halbautomatisches Gewehr oder eine Sprengstoff enthaltende Kriegs-
waffe im Sinne des Kriegswaffenkontrollgesetzes oder Sprengstoff stiehlt. 
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(2) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 1 bis 6 ist ein besonders schwerer 
Fall ausgeschlossen, wenn sich die Tat auf eine geringwertige Sache bezieht. 

§ 244 Diebstahl mit Waffen; Bandendiebstahl; Wohnungseinbruchdieb-
stahl 
(1) Mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren wird bestraft, 
wer 
1. einen Diebstahl begeht, bei dem er oder ein anderer Beteiligter 
a) eine Waffe oder ein anderes gefährliches Werkzeug bei sich führt, 
b) sonst ein Werkzeug oder Mittel bei sich führt, um den Widerstand einer 

anderen Person durch Gewalt oder Drohung mit Gewalt zu verhindern o-
der zu überwinden, 

2. als Mitglied einer Bande, die sich zur fortgesetzten Begehung von Raub 
oder Diebstahl verbunden hat, unter Mitwirkung eines anderen Banden-
mitglieds stiehlt oder 

3. einen Diebstahl begeht, bei dem er zur Ausführung der Tat in eine Woh-
nung einbricht, einsteigt, mit einem falschen Schlüssel oder einem anderen 
nicht zur ordnungsmäßigen Öffnung bestimmten Werkzeug eindringt oder 
sich in der Wohnung verborgen hält. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 
(3) In minder schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von drei Monaten 
bis zu fünf Jahren. 
(4) In den Fällen des Absatzes 1 Nummer 2 ist § 73d anzuwenden. 

§ 244a Schwerer Bandendiebstahl 
(1) Mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren wird bestraft, wer 
den Diebstahl unter den in § 243 Abs. 1 Satz 2 genannten Voraussetzungen oder 
in den Fällen des § 244 Abs. 1 Nr. 1 oder 3 als Mitglied einer Bande, die sich zur 
fortgesetzten Begehung von Raub oder Diebstahl verbunden hat, unter Mitwir-
kung eines anderen Bandenmitglieds begeht. 
(2) In minder schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten 
bis zu fünf Jahren. 
(3) Die §§ 43a, 73d sind anzuwenden. 

§ 245 Führungsaufsicht 
In den Fällen der §§ 242 bis 244a kann das Gericht Führungsaufsicht anordnen 
(§ 68 Abs. 1). 

§ 246 Unterschlagung 
(1) Wer eine fremde bewegliche Sache sich oder einem Dritten rechtswidrig 
zueignet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft, 
wenn die Tat nicht in anderen Vorschriften mit schwererer Strafe bedroht ist. 
(2) Ist in den Fällen des Absatzes 1 die Sache dem Täter anvertraut, so ist die 
Strafe Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe. 
(3) Der Versuch ist strafbar. 

§ 247 Haus- und Familiendiebstahl 
Ist durch einen Diebstahl oder eine Unterschlagung ein Angehöriger, der Vor-
mund oder der Betreuer verletzt oder lebt der Verletzte mit dem Täter in häusli-
cher Gemeinschaft, so wird die Tat nur auf Antrag verfolgt. 

§ 248 (weggefallen) 
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§ 248a Diebstahl und Unterschlagung geringwertiger Sachen 
Der Diebstahl und die Unterschlagung geringwertiger Sachen werden in den 
Fällen der §§ 242 und 246 nur auf Antrag verfolgt, es sei denn, daß die Strafver-
folgungsbehörde wegen des besonderen öffentlichen Interesses an der Strafver-
folgung ein Einschreiten von Amts wegen für geboten hält. 

§ 248b Unbefugter Gebrauch eines Fahrzeugs 
(1) Wer ein Kraftfahrzeug oder ein Fahrrad gegen den Willen des Berechtig-
ten in Gebrauch nimmt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft, wenn die Tat nicht in anderen Vorschriften mit schwererer 
Strafe bedroht ist. 
(2) Der Versuch ist strafbar. 
(3) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. 
(4) Kraftfahrzeuge im Sinne dieser Vorschrift sind die Fahrzeuge, die durch 
Maschinenkraft bewegt werden, Landkraftfahrzeuge nur insoweit, als sie nicht 
an Bahngleise gebunden sind. 

§ 248c Entziehung elektrischer Energie 
(1) Wer einer elektrischen Anlage oder Einrichtung fremde elektrische Ener-
gie mittels eines Leiters entzieht, der zur ordnungsmäßigen Entnahme von 
Energie aus der Anlage oder Einrichtung nicht bestimmt ist, wird, wenn er die 
Handlung in der Absicht begeht, die elektrische Energie sich oder einem Dritten 
rechtswidrig zuzueignen, mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geld-
strafe bestraft. 
(2) Der Versuch ist strafbar. 
(3) Die §§ 247 und 248a gelten entsprechend. 
(4) Wird die in Absatz 1 bezeichnete Handlung in der Absicht begangen, 
einem anderen rechtswidrig Schaden zuzufügen, so ist die Strafe Freiheitsstrafe 
bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe. Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. 
[…] 
 

Zweiundzwanzigster Abschnitt 
Betrug und Untreue 

§ 263 Betrug 
(1) Wer in der Absicht, sich oder einem Dritten einen rechtswidrigen Vermö-
gensvorteil zu verschaffen, das Vermögen eines anderen dadurch beschädigt, 
daß er durch Vorspiegelung falscher oder durch Entstellung oder Unterdrü-
ckung wahrer Tatsachen einen Irrtum erregt oder unterhält, wird mit Freiheits-
strafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Der Versuch ist strafbar. 
(3) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Mo-
naten bis zu zehn Jahren. Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, 
wenn der Täter 
1. gewerbsmäßig oder als Mitglied einer Bande handelt, die sich zur fortge-

setzten Begehung von Urkundenfälschung oder Betrug verbunden hat, 
2. einen Vermögensverlust großen Ausmaßes herbeiführt oder in der Absicht 

handelt, durch die fortgesetzte Begehung von Betrug eine große Zahl von 
Menschen in die Gefahr des Verlustes von Vermögenswerten zu bringen, 

3. eine andere Person in wirtschaftliche Not bringt, 
4. seine Befugnisse oder seine Stellung als Amtsträger mißbraucht oder 
5. einen Versicherungsfall vortäuscht, nachdem er oder ein anderer zu diesem 

Zweck eine Sache von bedeutendem Wert in Brand gesetzt oder durch eine 
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Brandlegung ganz oder teilweise zerstört oder ein Schiff zum Sinken oder 
Stranden gebracht hat. 

(4) § 243 Abs. 2 sowie die §§ 247 und 248a gelten entsprechend. 
(5) Mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren, in minder schweren 
Fällen mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren wird bestraft, 
wer den Betrug als Mitglied einer Bande, die sich zur fortgesetzten Begehung 
von Straftaten nach den §§ 263 bis 264 oder 267 bis 269 verbunden hat, ge-
werbsmäßig begeht. 
(6) Das Gericht kann Führungsaufsicht anordnen (§ 68 Abs. 1). 
(7) Die §§ 43a und 73d sind anzuwenden, wenn der Täter als Mitglied einer 
Bande handelt, die sich zur fortgesetzten Begehung von Straftaten nach den 
§§ 263 bis 264 oder 267 bis 269 verbunden hat. § 73d ist auch dann anzuwenden, 
wenn der Täter gewerbsmäßig handelt. 

§ 263a Computerbetrug 
(1) Wer in der Absicht, sich oder einem Dritten einen rechtswidrigen Vermö-
gensvorteil zu verschaffen, das Vermögen eines anderen dadurch beschädigt, 
daß er das Ergebnis eines Datenverarbeitungsvorgangs durch unrichtige Gestal-
tung des Programms, durch Verwendung unrichtiger oder unvollständiger Da-
ten, durch unbefugte Verwendung von Daten oder sonst durch unbefugte Ein-
wirkung auf den Ablauf beeinflußt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren 
oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) § 263 Abs. 2 bis 7 gilt entsprechend. 
(3) Wer eine Straftat nach Absatz 1 vorbereitet, indem er Computerprogram-
me, deren Zweck die Begehung einer solchen Tat ist, herstellt, sich oder einem 
anderen verschafft, feilhält, verwahrt oder einem anderen überlässt, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(4) In den Fällen des Absatzes 3 gilt § 149 Abs. 2 und 3 entsprechend. 

§ 264 Subventionsbetrug 
(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, 
wer 
1. einer für die Bewilligung einer Subvention zuständigen Behörde oder einer 

anderen in das Subventionsverfahren eingeschalteten Stelle oder Person 
(Subventionsgeber) über subventionserhebliche Tatsachen für sich oder ei-
nen anderen unrichtige oder unvollständige Angaben macht, die für ihn 
oder den anderen vorteilhaft sind, 

2. einen Gegenstand oder eine Geldleistung, deren Verwendung durch 
Rechtsvorschriften oder durch den Subventionsgeber im Hinblick auf eine 
Subvention beschränkt ist, entgegen der Verwendungsbeschränkung ver-
wendet, 

3. den Subventionsgeber entgegen den Rechtsvorschriften über die Subventi-
onsvergabe über subventionserhebliche Tatsachen in Unkenntnis läßt oder 

4. in einem Subventionsverfahren eine durch unrichtige oder unvollständige 
Angaben erlangte Bescheinigung über eine Subventionsberechtigung oder 
über subventionserhebliche Tatsachen gebraucht. 

(2) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Mo-
naten bis zu zehn Jahren. Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, 
wenn der Täter 
1. aus grobem Eigennutz oder unter Verwendung nachgemachter oder ver-

fälschter Belege für sich oder einen anderen eine nicht gerechtfertigte Sub-
vention großen Ausmaßes erlangt, 
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2. seine Befugnisse oder seine Stellung als Amtsträger mißbraucht oder 
3. die Mithilfe eines Amtsträgers ausnutzt, der seine Befugnisse oder seine 

Stellung mißbraucht. 
(3) § 263 Abs. 5 gilt entsprechend. 
(4) Wer in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 bis 3 leichtfertig handelt, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(5) Nach den Absätzen 1 und 4 wird nicht bestraft, wer freiwillig verhindert, 
daß auf Grund der Tat die Subvention gewährt wird. Wird die Subvention ohne 
Zutun des Täters nicht gewährt, so wird er straflos, wenn er sich freiwillig und 
ernsthaft bemüht, das Gewähren der Subvention zu verhindern. 
(6) Neben einer Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr wegen einer Straf-
tat nach den Absätzen 1 bis 3 kann das Gericht die Fähigkeit, öffentliche Ämter 
zu bekleiden, und die Fähigkeit, Rechte aus öffentlichen Wahlen zu erlangen, 
aberkennen (§ 45 Abs. 2). Gegenstände, auf die sich die Tat bezieht, können 
eingezogen werden; § 74a ist anzuwenden. 
(7) Subvention im Sinne dieser Vorschrift ist 
1. eine Leistung aus öffentlichen Mitteln nach Bundes- oder Landesrecht an 

Betriebe oder Unternehmen, die wenigstens zum Teil 
a) ohne marktmäßige Gegenleistung gewährt wird und 
b) der Förderung der Wirtschaft dienen soll; 
2. eine Leistung aus öffentlichen Mitteln nach dem Recht der Europäischen 

Gemeinschaften, die wenigstens zum Teil ohne marktmäßige Gegenleis-
tung gewährt wird. Betrieb oder Unternehmen im Sinne des Satzes 1 Nr. 1 
ist auch das öffentliche Unternehmen. 

(8) Subventionserheblich im Sinne des Absatzes 1 sind Tatsachen, 
1. die durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes von dem Subventionsgeber 

als subventionserheblich bezeichnet sind oder 
2. von denen die Bewilligung, Gewährung, Rückforderung, Weitergewährung 

oder das Belassen einer Subvention oder eines Subventionsvorteils gesetz-
lich abhängig ist. 

§ 264a Kapitalanlagebetrug 
(1) Wer im Zusammenhang mit 
1. dem Vertrieb von Wertpapieren, Bezugsrechten oder von Anteilen, die eine 

Beteiligung an dem Ergebnis eines Unternehmens gewähren sollen, oder 
2. dem Angebot, die Einlage auf solche Anteile zu erhöhen, 
in Prospekten oder in Darstellungen oder Übersichten über den Vermögensstand 
hinsichtlich der für die Entscheidung über den Erwerb oder die Erhöhung erheb-
lichen Umstände gegenüber einem größeren Kreis von Personen unrichtige 
vorteilhafte Angaben macht oder nachteilige Tatsachen verschweigt, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn sich die Tat auf Anteile an einem Ver-
mögen bezieht, das ein Unternehmen im eigenen Namen, jedoch für fremde 
Rechnung verwaltet. 
(3) Nach den Absätzen 1 und 2 wird nicht bestraft, wer freiwillig verhindert, 
daß auf Grund der Tat die durch den Erwerb oder die Erhöhung bedingte Leis-
tung erbracht wird. Wird die Leistung ohne Zutun des Täters nicht erbracht, so 
wird er straflos, wenn er sich freiwillig und ernsthaft bemüht, das Erbringen der 
Leistung zu verhindern. 
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§ 265 Versicherungsmißbrauch 
(1) Wer eine gegen Untergang, Beschädigung, Beeinträchtigung der Brauch-
barkeit, Verlust oder Diebstahl versicherte Sache beschädigt, zerstört, in ihrer 
Brauchbarkeit beeinträchtigt, beiseite schafft oder einem anderen überläßt, um 
sich oder einem Dritten Leistungen aus der Versicherung zu verschaffen, wird 
mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft, wenn die Tat 
nicht in § 263 mit Strafe bedroht ist. 
(2) Der Versuch ist strafbar. 

§ 265a Erschleichen von Leistungen 
(1) Wer die Leistung eines Automaten oder eines öffentlichen Zwecken die-
nenden Telekommunikationsnetzes, die Beförderung durch ein Verkehrsmittel 
oder den Zutritt zu einer Veranstaltung oder einer Einrichtung in der Absicht 
erschleicht, das Entgelt nicht zu entrichten, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr oder mit Geldstrafe bestraft, wenn die Tat nicht in anderen Vorschriften 
mit schwererer Strafe bedroht ist. 
(2) Der Versuch ist strafbar. 
(3) Die §§ 247 und 248a gelten entsprechend. 

§ 265b Kreditbetrug 
(1) Wer einem Betrieb oder Unternehmen im Zusammenhang mit einem 
Antrag auf Gewährung, Belassung oder Veränderung der Bedingungen eines 
Kredits für einen Betrieb oder ein Unternehmen oder einen vorgetäuschten 
Betrieb oder ein vorgetäuschtes Unternehmen 
1. über wirtschaftliche Verhältnisse 
a) unrichtige oder unvollständige Unterlagen, namentlich Bilanzen, Gewinn- 

und Verlustrechnungen, Vermögensübersichten oder Gutachten vorlegt 
oder 

b) schriftlich unrichtige oder unvollständige Angaben macht, die für den 
Kreditnehmer vorteilhaft und für die Entscheidung über einen solchen An-
trag erheblich sind, oder 

2. solche Verschlechterungen der in den Unterlagen oder Angaben dargestell-
ten wirtschaftlichen Verhältnisse bei der Vorlage nicht mitteilt, die für die 
Entscheidung über einen solchen Antrag erheblich sind, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Nach Absatz 1 wird nicht bestraft, wer freiwillig verhindert, daß der Kre-
ditgeber auf Grund der Tat die beantragte Leistung erbringt. Wird die Leistung 
ohne Zutun des Täters nicht erbracht, so wird er straflos, wenn er sich freiwillig 
und ernsthaft bemüht, das Erbringen der Leistung zu verhindern. 
(3) Im Sinne des Absatzes 1 sind 
1. Betriebe und Unternehmen unabhängig von ihrem Gegenstand solche, die 

nach Art und Umfang einen in kaufmännischer Weise eingerichteten Ge-
schäftsbetrieb erfordern; 

2. Kredite Gelddarlehen aller Art, Akzeptkredite, der entgeltliche Erwerb und 
die Stundung von Geldforderungen, die Diskontierung von Wechseln und 
Schecks und die Übernahme von Bürgschaften, Garantien und sonstigen 
Gewährleistungen. 

§ 266 Untreue 
(1) Wer die ihm durch Gesetz, behördlichen Auftrag oder Rechtsgeschäft 
eingeräumte Befugnis, über fremdes Vermögen zu verfügen oder einen anderen 
zu verpflichten, mißbraucht oder die ihm kraft Gesetzes, behördlichen Auftrags, 
Rechtsgeschäfts oder eines Treueverhältnisses obliegende Pflicht, fremde Ver-



 
 248 

mögensinteressen wahrzunehmen, verletzt und dadurch dem, dessen Vermö-
gensinteressen er zu betreuen hat, Nachteil zufügt, wird mit Freiheitsstrafe bis 
zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) § 243 Abs. 2 und die §§ 247, 248a und 263 Abs. 3 gelten entsprechend. 

§ 266a Vorenthalten und Veruntreuen von Arbeitsentgelt 
(1) Wer als Arbeitgeber der Einzugsstelle Beiträge des Arbeitnehmers zur 
Sozialversicherung einschließlich der Arbeitsförderung, unabhängig davon, ob 
Arbeitsentgelt gezahlt wird, vorenthält, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Ebenso wird bestraft, wer als Arbeitgeber 
1. der für den Einzug der Beiträge zuständigen Stelle über sozialversiche-

rungsrechtlich erhebliche Tatsachen unrichtige oder unvollständige Anga-
ben macht oder 

2. die für den Einzug der Beiträge zuständige Stelle pflichtwidrig über sozial-
versicherungsrechtlich erhebliche Tatsachen in Unkenntnis lässt und 
dadurch dieser Stelle vom Arbeitgeber zu tragende Beiträge zur Sozialversi-
cherung einschließlich der Arbeitsförderung, unabhängig davon, ob Ar-
beitsentgelt gezahlt wird, vorenthält. 

(3) Wer als Arbeitgeber sonst Teile des Arbeitsentgelts, die er für den Arbeit-
nehmer an einen anderen zu zahlen hat, dem Arbeitnehmer einbehält, sie jedoch 
an den anderen nicht zahlt und es unterlässt, den Arbeitnehmer spätestens im 
Zeitpunkt der Fälligkeit oder unverzüglich danach über das Unterlassen der 
Zahlung an den anderen zu unterrichten, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Satz 1 gilt nicht für Teile des Arbeitsentgelts, 
die als Lohnsteuer einbehalten werden. 
(4) In besonders schweren Fällen der Absätze 1 und 2 ist die Strafe Freiheits-
strafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren. Ein besonders schwerer Fall liegt 
in der Regel vor, wenn der Täter 
1. aus grobem Eigennutz in großem Ausmaß Beiträge vorenthält, 
2. unter Verwendung nachgemachter oder verfälschter Belege fortgesetzt 

Beiträge vorenthält oder 
3. die Mithilfe eines Amtsträgers ausnutzt, der seine Befugnisse oder seine 

Stellung missbraucht. 
(5) Dem Arbeitgeber stehen der Auftraggeber eines Heimarbeiters, Hausge-
werbetreibenden oder einer Person, die im Sinne des Heimarbeitsgesetzes diesen 
gleichgestellt ist, sowie der Zwischenmeister gleich. 
(6) In den Fällen der Absätze 1 und 2 kann das Gericht von einer Bestrafung 
nach dieser Vorschrift absehen, wenn der Arbeitgeber spätestens im Zeitpunkt 
der Fälligkeit oder unverzüglich danach der Einzugsstelle schriftlich 
1. die Höhe der vorenthaltenen Beiträge mitteilt und 
2. darlegt, warum die fristgemäße Zahlung nicht möglich ist, obwohl er sich 

darum ernsthaft bemüht hat. 
Liegen die Voraussetzungen des Satzes 1 vor und werden die Beiträge dann 
nachträglich innerhalb der von der Einzugsstelle bestimmten angemessenen 
Frist entrichtet, wird der Täter insoweit nicht bestraft. In den Fällen des Absat-
zes 3 gelten die Sätze 1 und 2 entsprechend. 

§ 266b Mißbrauch von Scheck- und Kreditkarten 
(1) Wer die ihm durch die Überlassung einer Scheckkarte oder einer Kredit-
karte eingeräumte Möglichkeit, den Aussteller zu einer Zahlung zu veranlassen, 
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mißbraucht und diesen dadurch schädigt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) § 248a gilt entsprechend. 
 

Dreiundzwanzigster Abschnitt 
Urkundenfälschung 

§ 267 Urkundenfälschung 
(1) Wer zur Täuschung im Rechtsverkehr eine unechte Urkunde herstellt, 
eine echte Urkunde verfälscht oder eine unechte oder verfälschte Urkunde ge-
braucht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Der Versuch ist strafbar. 
(3) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Mo-
naten bis zu zehn Jahren. Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, 
wenn der Täter 
1. gewerbsmäßig oder als Mitglied einer Bande handelt, die sich zur fortge-

setzten Begehung von Betrug oder Urkundenfälschung verbunden hat, 
2. einen Vermögensverlust großen Ausmaßes herbeiführt, 
3. durch eine große Zahl von unechten oder verfälschten Urkunden die Si-

cherheit des Rechtsverkehrs erheblich gefährdet oder 
4. seine Befugnisse oder seine Stellung als Amtsträger mißbraucht. 
(4) Mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren, in minder schweren 
Fällen mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren wird bestraft, 
wer die Urkundenfälschung als Mitglied einer Bande, die sich zur fortgesetzten 
Begehung von Straftaten nach den §§ 263 bis 264 oder 267 bis 269 verbunden 
hat, gewerbsmäßig begeht. 

§ 268 Fälschung technischer Aufzeichnungen 
(1) Wer zur Täuschung im Rechtsverkehr 
1. eine unechte technische Aufzeichnung herstellt oder eine technische Auf-

zeichnung verfälscht oder 
2. eine unechte oder verfälschte technische Aufzeichnung gebraucht, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Technische Aufzeichnung ist eine Darstellung von Daten, Meß- oder 
Rechenwerten, Zuständen oder Geschehensabläufen, die durch ein technisches 
Gerät ganz oder zum Teil selbsttätig bewirkt wird, den Gegenstand der Auf-
zeichnung allgemein oder für Eingeweihte erkennen läßt und zum Beweis einer 
rechtlich erheblichen Tatsache bestimmt ist, gleichviel ob ihr die Bestimmung 
schon bei der Herstellung oder erst später gegeben wird. 
(3) Der Herstellung einer unechten technischen Aufzeichnung steht es gleich, 
wenn der Täter durch störende Einwirkung auf den Aufzeichnungsvorgang das 
Ergebnis der Aufzeichnung beeinflußt. 
(4) Der Versuch ist strafbar. 
(5) § 267 Abs. 3 und 4 gilt entsprechend. 

§ 269 Fälschung beweiserheblicher Daten 
(1) Wer zur Täuschung im Rechtsverkehr beweiserhebliche Daten so spei-
chert oder verändert, daß bei ihrer Wahrnehmung eine unechte oder verfälschte 
Urkunde vorliegen würde, oder derart gespeicherte oder veränderte Daten ge-
braucht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Der Versuch ist strafbar. 
(3) § 267 Abs. 3 und 4 gilt entsprechend. 
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§ 270 Täuschung im Rechtsverkehr bei Datenverarbeitung 
Der Täuschung im Rechtsverkehr steht die fälschliche Beeinflussung einer Da-
tenverarbeitung im Rechtsverkehr gleich. 

§ 271 Mittelbare Falschbeurkundung 
(1) Wer bewirkt, daß Erklärungen, Verhandlungen oder Tatsachen, welche 
für Rechte oder Rechtsverhältnisse von Erheblichkeit sind, in öffentlichen Ur-
kunden, Büchern, Dateien oder Registern als abgegeben oder geschehen beur-
kundet oder gespeichert werden, während sie überhaupt nicht oder in anderer 
Weise oder von einer Person in einer ihr nicht zustehenden Eigenschaft oder 
von einer anderen Person abgegeben oder geschehen sind, wird mit Freiheits-
strafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Ebenso wird bestraft, wer eine falsche Beurkundung oder Datenspeiche-
rung der in Absatz 1 bezeichneten Art zur Täuschung im Rechtsverkehr ge-
braucht. 
(3) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen 
Dritten zu bereichern oder eine andere Person zu schädigen, so ist die Strafe 
Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren. 
(4) Der Versuch ist strafbar. 

§ 272 (weggefallen) 

§ 273 Verändern von amtlichen Ausweisen 
(1) Wer zur Täuschung im Rechtsverkehr 
1. eine Eintragung in einem amtlichen Ausweis entfernt, unkenntlich macht, 

überdeckt oder unterdrückt oder eine einzelne Seite aus einem amtlichen 
Ausweis entfernt oder 

2. einen derart veränderten amtlichen Ausweis gebraucht, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft, wenn die 
Tat nicht in § 267 oder § 274 mit Strafe bedroht ist. 
(2) Der Versuch ist strafbar. 

§ 274 Urkundenunterdrückung; Veränderung einer Grenzbezeichnung 
(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, 
wer 
1. eine Urkunde oder eine technische Aufzeichnung, welche ihm entweder 

überhaupt nicht oder nicht ausschließlich gehört, in der Absicht, einem an-
deren Nachteil zuzufügen, vernichtet, beschädigt oder unterdrückt, 

2. beweiserhebliche Daten (§ 202a Abs. 2), über die er nicht oder nicht aus-
schließlich verfügen darf, in der Absicht, einem anderen Nachteil zuzufü-
gen, löscht, unterdrückt, unbrauchbar macht oder verändert oder 

3. einen Grenzstein oder ein anderes zur Bezeichnung einer Grenze oder eines 
Wasserstandes bestimmtes Merkmal in der Absicht, einem anderen Nach-
teil zuzufügen, wegnimmt, vernichtet, unkenntlich macht, verrückt oder 
fälschlich setzt. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 
[…] 
 

Siebenundzwanzigster Abschnitt 
Sachbeschädigung 

§ 303 Sachbeschädigung 
(1) Wer rechtswidrig eine fremde Sache beschädigt oder zerstört, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
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(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt das Erscheinungsbild einer fremden 
Sache nicht nur unerheblich und nicht nur vorübergehend verändert. 
(3) Der Versuch ist strafbar. 

§ 303a Datenveränderung 
(1) Wer rechtswidrig Daten (§ 202a Abs. 2) löscht, unterdrückt, unbrauchbar 
macht oder verändert, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geld-
strafe bestraft. 
(2) Der Versuch ist strafbar. 
(3) Für die Vorbereitung einer Straftat nach Absatz 1 gilt § 202c entsprechend. 

§ 303b Computersabotage 
(1) Wer eine Datenverarbeitung, die für einen anderen von wesentlicher 
Bedeutung ist, dadurch erheblich stört, dass er 
1. eine Tat nach § 303a Abs. 1 begeht, 
2. Daten (§ 202a Abs. 2) in der Absicht, einem anderen Nachteil zuzufügen, 

eingibt oder übermittelt oder 
3. eine Datenverarbeitungsanlage oder einen Datenträger zerstört, beschädigt, 

unbrauchbar macht, beseitigt oder verändert, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Handelt es sich um eine Datenverarbeitung, die für einen fremden Betrieb, 
ein fremdes Unternehmen oder eine Behörde von wesentlicher Bedeutung ist, ist 
die Strafe Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe. 
(3) Der Versuch ist strafbar. 
(4) In besonders schweren Fällen des Absatzes 2 ist die Strafe Freiheitsstrafe 
von sechs Monaten bis zu zehn Jahren. Ein besonders schwerer Fall liegt in der 
Regel vor, wenn der Täter 
1. einen Vermögensverlust großen Ausmaßes herbeiführt, 
2. gewerbsmäßig oder als Mitglied einer Bande handelt, die sich zur fortge-

setzten Begehung von Computersabotage verbunden hat, 
3. durch die Tat die Versorgung der Bevölkerung mit lebenswichtigen Gütern 

oder Dienstleistungen oder die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland 
beeinträchtigt. 

(5) Für die Vorbereitung einer Straftat nach Absatz 1 gilt § 202c entsprechend. 

§ 303c Strafantrag 
In den Fällen der §§ 303, 303a Abs. 1 und 2 sowie § 303b Abs. 1 bis 3 wird die Tat 
nur auf Antrag verfolgt, es sei denn, daß die Strafverfolgungsbehörde wegen des 
besonderen öffentlichen Interesses an der Strafverfolgung ein Einschreiten von 
Amts wegen für geboten hält. 

§ 304 Gemeinschädliche Sachbeschädigung 
(1) Wer rechtswidrig Gegenstände der Verehrung einer im Staat bestehenden 
Religionsgesellschaft oder Sachen, die dem Gottesdienst gewidmet sind, oder 
Grabmäler, öffentliche Denkmäler, Naturdenkmäler, Gegenstände der Kunst, der 
Wissenschaft oder des Gewerbes, welche in öffentlichen Sammlungen aufbe-
wahrt werden oder öffentlich aufgestellt sind, oder Gegenstände, welche zum 
öffentlichen Nutzen oder zur Verschönerung öffentlicher Wege, Plätze oder 
Anlagen dienen, beschädigt oder zerstört, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt das Erscheinungsbild einer in Absatz 1 
bezeichneten Sache oder eines dort bezeichneten Gegenstandes nicht nur uner-
heblich und nicht nur vorübergehend verändert. 
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(3) Der Versuch ist strafbar. 

§ 305 Zerstörung von Bauwerken 
(1) Wer rechtswidrig ein Gebäude, ein Schiff, eine Brücke, einen Damm, eine 
gebaute Straße, eine Eisenbahn oder ein anderes Bauwerk, welche fremdes 
Eigentum sind, ganz oder teilweise zerstört, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Der Versuch ist strafbar. 

§ 305a Zerstörung wichtiger Arbeitsmittel 
(1) Wer rechtswidrig 
1. ein fremdes technisches Arbeitsmittel von bedeutendem Wert, das für die 

Errichtung einer Anlage oder eines Unternehmens im Sinne des § 316b Abs. 
1 Nr. 1 oder 2 oder einer Anlage, die dem Betrieb oder der Entsorgung einer 
solchen Anlage oder eines solchen Unternehmens dient, von wesentlicher 
Bedeutung ist, oder 

2. ein für den Einsatz wesentliches technisches Arbeitsmittel der Polizei, der 
Bundeswehr, der Feuerwehr, des Katastrophenschutzes oder eines Ret-
tungsdienstes, das von bedeutendem Wert ist, oder 

3. ein Kraftfahrzeug der Polizei, der Bundeswehr, der Feuerwehr, des Kata-
strophenschutzes oder eines Rettungsdienstes ganz oder teilweise zerstört, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 
[...] 




